
Schwierige Grenzziehung Karikatur: Luff
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PRESSESTIMMEN

Die Stuttgarter Zeitung zur Auto-Affäre:
„Es wäre töricht, wollte Kretschmann
seine Verbindungen zur Autoindustrie
nun kappen. Der Vorwurf der Kumpa-
nei ist schnell erhoben, doch gibt es ge-
nügend Themen, bei denen Politik
und Industrie zusammenarbeiten
müssen (...). Und noch etwas: Legitimi-
tät erlangt ein demokratisch gewähl-
ter Politiker damit, dass er sich um die
Probleme derer kümmert, auf deren
Wohlergehen er den Amtseid abgelegt
hat. Eine gewisse Haltungsänderung
gegenüber den Autokonzernen hat
Kretschmann indes vorgenommen.
Neuerdings zitiert er Lenin (...): „Ver-
trauen ist gut, Kontrolle ist besser.“

DieMünchner Zeitung zur Auto-Affäre:
„Anders als es die Schuldzuweisungen
der Grünen suggerieren, ist jetzt nicht
zuerst die Kanzlerin am Zug. (...) Ver-
antwortlich für die Ahndung von Ver-
stößen gegen das Wettbewerbsrecht
ist bei uns nicht die Regierung. Son-
dern das Kartellamt. Wer anderes for-
dert, offenbart ein merkwürdiges Ver-
ständnis vom Rechtsstaat und seiner
Arbeitsteilung. Und wer Ministern oh-
ne jeden Beleg eine „Mitwisserschaft“
unterstellt, muss sich schon die Frage
gefallen lassen, warum ausgerechnet
der grüne Ministerpräsident des Auto-
landes Baden-Württemberg davon aus-
genommen gewesen sein soll.“
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Das Bamberger Blatt zur Populismus-Studie:
„Die Validität der (...) Studie vorausge-
setzt, ergeben sich aus linksliberaler
Sicht (...) beruhigende Ergebnisse. An-
fälligkeit für populistische Meinun-
gen undMethoden korreliert mit nied-
rigem Bildungsgrad und Einkommen,
die Demokratie wird nicht in Frage ge-
stellt, mit der EU sind die meisten im
Großen und Ganzen einverstanden,
am resistentesten gegen den Populis-
mus-Virus erweisen sich die Anhänger
der Grünen, am anfälligsten die der
AfD.WelchÜberraschung.“
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Das Lüneburger Blatt zumNSU-Prozess:
„Die Erleichterung über das baldige
Ende des Mammutverfahrens kommt
nur auf Zehenspitzen daher. Zu viele
Fragen bleiben offen. Mussten offen
bleiben, angesichts einer Hauptange-
klagten, die lieber lange schwieg bezie-
hungsweise nur schriftlich antwortete
statt reinen Tisch zu machen. So wer-
den sich die Richter der tatsächlichen
Schuld Zschäpes nur nähern können.
Umso wichtiger ist, dass der Staat die
Lehren aus seinem Versagen bei der
Aufklärung derMorde zieht.“

n genau 60 Tagen
müssenwir uns
entscheiden. Am

24. Septemberwerden
die Bürger an dieWahl-
urne gebeten, die Par-
teienwerben um jede
Stimme. Aber zwi-
schenwelchenOptio-
nen könnenwir eigent-
lichwählen? Je näher
die Bundestagswahl
rückt, desto brisanter wird die Frage
nach denWahlmöglichkeiten. Klar ist:
Wir brauchen Alternativen, umwirk-
lichwählen zu können. Nur verwi-
schen die Konturen zwischen den Par-
teien immermehr. Das nährt den
Zweifel amWählen:Wozu eigentlich,
wenn schwarz, rot, grün und gelb zu
einer undefinierbaren Farbe ver-
schwommen sind?

Mangelnde Trennschärfemacht das
Wählen nicht nur fad, die politische
Mitbestimmung uninteressant. Der
Effekt, den das politische Einerlei hat,
kann noch ganz andere Blüten treiben:
Wähler fühlen sich übergangen und
bekommen das Gefühl, es werde über
sie hinwegregiert, ohne dass ihre An-
liegen ernst genommenwerden. Oder
aber der Eindruck entsteht, die politi-
sche Elite stecke über Parteigrenzen
hinweg unter einer Decke und „die da
oben“ seien ohnehin nurmachtverses-
sen und geldgierig. Dieses Gefühl
kann sich zur Verschwörungstheorie
auswachsen: Irgendwannwerden
dann Politiker, Anwälte, Journalisten
und Beamte allesamt in einen Topf ge-
worfen, alle hätten sich gegen das Volk
verbündet. Kurzum:Wenn die Partei-
enlandschaft aus Sicht derWähler zu
einem Sumpfwird, schadet es dem
Vertrauen in unsere demokratische
Gesellschaft.

Die Kritik an der politischenUn-
durchsichtigkeitmuss sich besonders
die Bundesregierung, allen voran die
Bundeskanzlerin gefallen lassen. An-
gelaMerkel ist bekannt dafür, kontro-
verse Themen totzuschweigen und der
Opposition damit denWind aus den
Segeln zu nehmen, bevor er überhaupt
anfängt zuwehen. Das jüngste Bei-
spiel: die Ehe für alle.Merkel hat die

I Entscheidung zur Ge-
wissensfrage ernannt,
ehe sie zum Streit-
punktmit potenziel-
len Koalitionspart-
nernwerden konnte.
Durch dieses Vorge-
hen verhindert die
Kanzlerin jede kontro-
verse Diskussion, je-
denAustausch von
Argumenten, jeden

politischen Streit.
Ähnlich schnell gingen die Grenz-

öffnung für Flüchtlinge imHerbst
2015, die außerplanmäßigen Rentener-
höhungen nach der Bundestagswahl
2013 oder der Ausstieg aus der Atom-
kraft 2011 über die Bühne. Aus partei-
strategischer Sichtmag die Strategie
aufgehen: durchregieren ohneWider-
stand. Aus Sicht derWähler aber geht
etwas Essentielles verloren:Wo es kei-
ne Diskussionmehr gibt, sind auch
politische Positionen nicht klar er-
kennbar. Für dieWähler wird der poli-
tische Betrieb immer undurchsichti-
ger.

Matthias Jung von der Forschungs-
gruppeWahlen prägte für dasmerkel-
typische Totschweigen 2009 den sper-
rigen Begriff der „asymmetrischenDe-
mobilisierung“.Mit dieser Taktik sol-
len dieWähler des politischenGeg-
ners vomWählen abgehaltenwerden.
Manmuss die Strategie nicht einen
„Angriff auf die Demokratie“ nennen,
wieMartin Schulz es Ende Juni tat.
Trotzdem: Die Demobilisierungstak-
tik dient nicht der Problemlösung und
schon gar nicht denWählern. Sie dient
allein Politikern. DerMachterhalt der
Kanzlerin geht auf Kosten der Trans-
parenz für dieWähler.

Die Demokratie braucht denAus-
tausch, das Ausstreiten, das Aushan-
deln, das Abwägen und das Annähern.
Das gilt nicht nur zuWahlkampfzei-
ten, aber dann ganz besonders. Das En-
de der großenKoalitionwäre ein An-
fang, umwiedermehr Transparenz zu
schaffen, um den Parteienwettbewerb
zu befeuern, um die Opposition zu
stärken. AmEndewürde es auch die
politischeMitbestimmungwieder in-
teressantermachen.
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KOMMENTAR

Tückisches Totschweigen
WAHLDie Bundesregierung vermeidet Kontroversen. Das
schadet der Streitkultur – und übergeht dieWähler.
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VON JANAWOLF,MZ
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➥ Diskutieren Sie mit uns auf:
Facebook, Twitter undGooggle+
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WEITERE KOMMENTARE

Flüchtlinge:Die privaten Seenotretter
hätten einenOrden verdient. Stattdessen
werden sie gezielt diskreditiert.➤ SEITE 5

Studie:Diffamieren hilft in der
Auseinandersetzungmit Populisten
nicht weiter. ➤ SEITE 6
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●➥ Kinoprogramm●➥ Meistgelesen
01 Wirtschaft Krones will ab 2019 Teile
seiner Produktion nach Südosteuropa
auslagern. 400Mitarbeiter und 200
Zeitarbeiter sind betroffen.

02 Alarm In einem Pentlinger Studen-
tenwohnheim brach in der Nacht zum
Dienstag ein Feuer aus, zwei Bewohner
erlitten eine Rauchgasvergiftung.

03 FußballWegen der Randale beim
Relegationsrückspiel gegen den Jahn
muss 1860 München eine Heimpartie
unter Ausschluss der Öffentlichkeit
abhalten.

04 Tierschutz Tierschützer haben ei-
ne lange Liste mit Vorwürfen gegen den
Neumarkter Jura-Zoo erstellt. Der Be-
treiber wehrt sich.

05 Hochzeit Anna Hauer und Sebasti-
an Schießl gaben sich in Stamsried das
Ja-Wort.

06 Fußball Laut einemMedienbericht
buhlt Jahn Regensburg umWerder-An-
greifer OusmanManneh.

07 Verkehr Zum 25-jährigen Bestehen
desMain-Donau-Kanals gibt es Diskus-
sionen. Nicht jeder sieht dasMammut-
projekt positiv.

Christopher Nolans Kriegsdrama „Dun-
kirk“ startet amDonnerstag in den
deutschen Kinos.Welche Filme derzeit
sonst noch über die Leindwand flim-
mern, erfahren Sie bei uns unter:

www.mittelbayerische.de/kino

Wegen der Randale beim
Relegationsrückspiel ge-
gen den SSV Jahn muss
1860 München ein Heim-
spiel ohne Zuschauer
austragen.

●➥ Video des Tages
Vor 25 Jahren wurde der Main-Donau-
Kanal fertig gestellt.Wie hat er das Le-
ben in den Landkreisen Neumarkt und
Kelheim verändert? Das erfahren Sie
bei uns im Video unter:
www.mittelbayerische.de/video Diskutieren Sie mit uns weiter unter

www.mittelbayerische.de/facebook

-Thema

Reaktionen der User

Der Schaden wird sich in Grenzen hal-
ten. Das Grünwalder ist durch Dauer-
karten schon gut ausgelastet. Mike

Ein „Geisterspiel“ ist ein Witz! Der Auf-
tritt der sogenannten Fans war unter
aller Kanone, aber dieses Urteil ist es
erst recht. Markus

Da wird mit zweierlei Maß gemessen,
wennman die Strafen bei Dynamo
sieht. Nico

Besser als Punkteabzug! Heinz
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Das von Bundesbauministerin Barbara
Hendricks initiierte Bündnis für be-
zahlbaresWohnen und Bauen hat eine
Reihe von wichtigen Forderungen und
Vorschlägen erarbeitet. Die Bundesre-
gierung hat zumindest einen Teil der
Vorschläge aufgegriffen, in einem
Zehn-Punkte-Programm zusammen-
gefasst und eine Wohnungsbauoffen-
sive angekündigt. Zugegeben, die
Wohnungsneubauzahlen sind in den
vergangenen beiden Jahren wieder an-
gestiegen. Und 2016 wurden doppelt
so viele Sozialmietwohnungen neu ge-
baut wie im Vorjahr. Aber das alles
reicht nicht aus. Es müssen mehr ge-
baut werden, insbesondere in den
Großstädten, Ballungsräumen und
Universitätsstädten. Gerade hier je-
doch kommt die angekündigte Woh-
nungsbauoffensive nicht in Schwung.

In Deutschland fehlen eine Million
Wohnungen, die Folgen sind immer
weiter steigende Mieten. Deshalb
müssten jährlich mindestens 400 000
neueWohnungen, allein 200 000 neue
Mietwohnungen, gebaut werden. Von
diesen Fertigstellungszahlen sind wir
meilenweit entfernt. 2015 wurden
248 000 und 2016 nur 278 000 Woh-
nungen neu gebaut.

Es wird nicht nur zu wenig gebaut,
es wird auch zu teuer und an den fal-
schen Standorten gebaut. Fertiggestellt
wurden im letzten Jahr 53 240 neue
Mietwohnungen, der Rest des Woh-
nungsneubaus entfiel auf Ein- und
Zweifamilienhäuser sowie auf teure
Eigentumswohnungen. Um den Neu-
bau von Mietwohnungen anzukur-
beln, müssen private Investitionen in
denWohnungsbau angereizt werden.

Verbesserte Abschreibungsbedin-
gungen und eine Sonderabschreibung
bzw. Investitionszuschüsse für den
Wohnungsneubau, zum Beispiel in
Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbe-
darf, sind dringend erforderlich. Die
Vorschläge liegen auf dem Tisch, sie
müssen aufgegriffen werden und dür-
fen nicht wie in dieser Legislaturperio-
de daran scheitern, dass CDU und CSU
Mietobergrenzen für diesen Woh-
nungsbau strikt ablehnen. Auch miet-
rechtliche Korrekturen zur Begren-
zung der Mieten sind notwendig. Aber
auch hier waren Vorschläge von Justiz-
minister Heiko Maas, die Mietpreis-

bremse zu verschärfen oder Mieterhö-
hungsspielräume einzuschränken, in
der Koalition nicht durchsetzbar.

Positiv ist natürlich, dass in dieser
Legislaturperiode die Bundesmittel für
die soziale Wohnraumförderung von
0,518 auf 1,5 Milliarden Euro aufge-
stockt wurden. Das war ein großer
Schritt, und das kann die Bauministe-
rin als Erfolg verbuchen. Es zeigt sich
aber, dass auch diese Finanzmittel
noch nicht ausreichen, um die benö-
tigten 80 000 neuen Sozialmietwoh-
nungen im Jahr zu bauen. Die Bundes-
mittel müssen weiter erhöht werden,
die Länder das Geld zweckgerichtet für
den Bau von Sozialmietwohnungen
verwenden und siemüssen Finanzmit-
tel mindestens in gleicher Höhe aus
den Landeshaushalten beisteuern.

Ganz wichtig ist es jetzt aber, die
Weichen dafür zu stellen, dass der
Bund an der sozialen Wohnraumför-
derung auch nach 2019 beteiligt ist.
Nach geltender Rechtslage werden ab
2020 keine Bundesmittel für die sozia-
le Wohnraumförderung zur Verfü-
gung stehen, wird der Bau von Sozial-
mietwohnungen allein Sache der Län-
der sein. Hier fordert Hendricks zu
Recht eine Gesetzes- bzw. Grundge-
setzänderung. Wir unterstützen diese
Vorschläge und hoffen, dass Bund und
Länder sich spätestens in der nächsten
Legislaturperiode darauf verständigen.

Mietwohnungsbau fördern
INFRASTRUKTURDerWoh-
nungsbauoffensive der Bun-
desregierung fehlt noch der
Schwung. Die Vorschläge lie-
gen auf dem Tisch.

· · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · ·
➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung des Autors wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.
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AUSSENANSICHT

LUKAS SIEBENKOTTEN
Der Autor ist Bundesdirektor des
DeutschenMieterbunds e. V.
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